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Amt der Tiroler Landesregierung 
Abteilung Gesundheitsrecht und Krankenanstalten  
Eduard-Wallnöfer-Platz 3, 6020 Innsbruck 
Telefon: 0512-508-3702 oder 3703 
Fax: 0512-508-743705 
E-Mail: gesundheitsrecht.krankenanstalten@tirol.gv.at  
https://www.tirol.gv.at/gesundheit-vorsorge/krankenanstalten/ 
 
 
 

 

Rechtliche Informationen zum Anerkennungsverfahren: 

 

§§ 7–9 Tiroler EU-Berufsangelegenheiten-Gesetz, LGBl. Nr. 86/2015, zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 80/2020: 

Nach § 7 Abs. 1 Tiroler EU-Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz hat die Behörde auf Antrag eine erfolgreich 
absolvierte Ausbildung zu einem Beruf oder einer Verwendung im öffentlichen Dienst anzuerkennen, wenn diese 
Ausbildung in einem EU-Mitgliedstaat, in einem anderen Vertragsstaat des EWR-Abkommens, in der Schweiz oder in 
einem anderen Staat im Sinn des § 2 Abs. 1 lit. b Voraussetzung für die Ausübung des betreffenden Berufes ist (lit. 
a) oder diese Ausbildung in einem der in der lit. a genannten Staaten reglementiert im Sinn des Art. 3 Abs. 1 lit. e der 
Richtlinie 2005/36/EG ist (lit. b) oder es sich bei dieser Ausbildung um eine gleichgestellte Ausbildung im Sinn des 
Art. 12 der Richtlinie 2005/36/EG handelt (lit. c). 
 
Nach § 8 Abs. 1 Tiroler EU-Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz hat die Behörde über Anträge auf 
Anerkennung mit schriftlichem Bescheid zu entscheiden.  
Nach § 8 Abs. 2 Tiroler EU-Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz ist die Anerkennung unter der aufschiebenden 
Bedingung auszusprechen, dass der Antragsteller nach seiner Wahl entweder einen Anpassungslehrgang nach § 9 
Abs. 1 absolviert oder eine Ergänzungsprüfung nach § 9 Abs. 2 ablegt, wenn seine Ausbildung im betreffenden Beruf 
sich auf Fächer bezieht, die sich inhaltlich wesentlich von jenen nach den den jeweiligen Beruf regelnden 
landesgesetzlichen Vorschriften unterscheiden (lit. a) oder der Beruf nach den jeweiligen landesgesetzlichen 
Vorschriften reglementiert ist und eine oder mehrere reglementierte Tätigkeiten umfasst, die nach den 
Rechtsvorschriften des Herkunftsstaates des Antragstellers nicht Teil des Berufsbildes sind, und sich die geforderte 
Ausbildung auf Fächer bezieht, die sich inhaltlich wesentlich von der Ausbildung des Antragstellers unterscheiden (lit. 
b). 
Unter Fächern im Sinn der lit. a und b sind jene zu verstehen, die Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen 
vermitteln, die eine wesentliche Voraussetzung für die Ausübung des betreffenden Berufes sind. 
 
Nach § 9 Abs. 1 Tiroler EU-Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz hat der Anpassungslehrgang in der Ausübung 
des betreffenden Berufes unter der unmittelbaren Leitung und Aufsicht einer hierzu befugten Person im Ausmaß von 
höchstens drei Jahren, allenfalls in Verbindung mit der Absolvierung einer Zusatzausbildung zu bestehen. Die 
Zusatzausbildung ist möglichst in das für den jeweiligen Beruf vorgesehene Ausbildungs- und Prüfungswesen zu 
integrieren. Die Dauer des Anpassungslehrganges und gegebenenfalls auch der Umfang der Zusatzausbildung sind 
in der Anerkennung unter Berücksichtigung der dem Antragsteller fehlenden Fertigkeiten und Kenntnisse festzulegen. 
Nach § 9 Abs. 2 Tiroler EU-Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz hat die Ergänzungsprüfung in der Ablegung 
einer Prüfung zu bestehen. Dem Antragsteller ist die Gelegenheit zu geben, die Ergänzungsprüfung innerhalb von 
sechs Monaten nach der Anerkennung der beruflichen Qualifikation abzulegen. Die Ergänzungsprüfung ist möglichst 
in das für den jeweiligen Beruf vorgesehene Prüfungswesen zu integrieren. Die Prüfungsgegenstände sind in der 
Anerkennung unter Berücksichtigung der dem Antragsteller fehlenden Fertigkeiten und Kenntnisse auf der Grundlage 
eines Verzeichnisses jener Sachgebiete, auf die sich die Ausbildung nach den jeweiligen landesgesetzlichen 
Vorschriften bezieht, die jedoch von der Ausbildung des Antragstellers nicht abgedeckt sind, festzulegen. 
Nach § 9 Abs. 3 Tiroler EU-Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz ist bei der Festlegung des Umfanges des 
Anpassungslehrganges oder der Ergänzungsprüfung zu berücksichtigen, ob der Antragsteller im Rahmen einer 
Berufspraxis oder durch lebenslanges Lernen in einem im § 7 Abs. 1 lit. a genannten Staat oder in einem Drittstaat 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen, die von einer einschlägigen Stelle als gültig anerkannt worden sind, 
erworben hat, die die Unterschiede in der Ausbildung teilweise ausgleichen. Werden diese Unterschiede zur Gänze 
ausgeglichen, so darf ein Anpassungslehrgang bzw. eine Ergänzungsprüfung nicht vorgeschrieben werden. 
Nach § 9 Abs. 4 Tiroler EU-Berufsqualifikationen-Anerkennungsgesetz hat die Absolvierung des 
Anpassungslehrganges oder die Ablegung der Ergänzungsprüfung innerhalb von vier Jahren nach der Anerkennung 
der Ausbildung zu erfolgen. Wird diese Frist nicht eingehalten, so ist die Anerkennung für erloschen zu erklären. 
Anlässlich der Anerkennung ist auf diese Rechtsfolge hinzuweisen. 

 

§ 44 Tiroler Sozialbetreuungsberufegesetz–TSBBG, LGBl. Nr. 9/2009, zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 
80/2020: 

(1) Für die diesem Gesetz unterliegenden Berufe gilt der 3. Abschnitt des Tiroler EU-Berufsangelegenheiten-
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Gesetzes mit Ausnahme von dessen § 10 sinngemäß auch für in anderen als den in dessen § 7 Abs. 1 lit. a 
genannten Staaten absolvierte Ausbildungen und entsprechende berufliche Tätigkeiten. Im Übrigen gilt der 3. 
Abschnitt des Tiroler EU-Berufsangelegenheiten-Gesetzes mit der Maßgabe, dass an die Stelle der 
Ergänzungsprüfung die Eignungsprüfung tritt. 

(2) Betrifft der Antrag auf Anerkennung einen Sozialbetreuungsberuf, zu dessen Tätigkeitsbereich pflegerische 
Aufgaben im Rahmen der Befugnis als Pflegeassistent bzw. Pflegeassistentin nach dem GuKG gehören (§§ 7 Abs. 1 
und 2 sowie 10 Abs. 1, 2 und 3), so 

 a) ist der Antrag gleichzeitig mit dem Antrag auf Anerkennung des Qualifikationsnachweises in der 
Pflegeassistenz nach § 87 Abs. 2 GuKG oder auf Nostrifikation einer ausländischen Ausbildung nach § 89 GuKG 
einzubringen, sofern dem Antragsteller noch nicht eine solche Nostrifikation erteilt wurde oder er noch nicht über eine 
solche Anerkennung bzw. über eine Berufsberechtigung in der Pflegeassistenz nach § 85 GuKG verfügt. Die 
Landesregierung hat in einem solchen Fall das Anerkennungsverfahren mit dem vom Landeshauptmann zu 
führenden Verfahren auf Anerkennung in der Pflegeassistenz oder auf Nostrifikation einer ausländischen Ausbildung 
zu koordinieren; 

 b) darf die Anerkennung nur erteilt werden, wenn 

 1. der Antragsteller bereits über die Berufsberechtigung in der Pflegeassistenz nach § 85 GuKG verfügt 
oder 

 2. dem Antragsteller ein Qualifikationsnachweis nach § 87 Abs. 2 GuKG bereits anerkannt wurde oder 
gleichzeitig anerkannt wird bzw. die Nostrifikation einer ausländischen Ausbildung nach § 89 GuKG bereits erteilt 
wurde oder gleichzeitig erteilt wird; 

 c) gilt die Anerkennung im Fall der lit. b Z 2 als unter der Bedingung der Rechtswirksamkeit der 
Anerkennung in der Pflegeassistenz bzw. der Nostrifikation der ausländischen Ausbildung erteilt. In einem solchen 
Fall ist in der Anerkennung ein entsprechender Hinweis aufzunehmen. 

 

§ 45 TSBBG Hinweise zur Fortbildung: 
(1) Angehörige der Sozialbetreuungsberufe haben 

a) zur Information über die ihren Sozialbetreuungsberuf betreffenden neuesten Entwicklungen und 
Erkenntnisse der Sozialbetreuung und 

b) zur Vertiefung der in der Ausbildung erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten 
in regelmäßigen Abständen Fortbildungen zu absolvieren. 

(2) Die Verpflichtung zur Fortbildung besteht: 
a) für Heimhelfer und Heimhelferinnen im Ausmaß von mindestens 16 Stunden innerhalb von zwei Jahren, 
b) für Fach-Sozialbetreuer und Fach-Sozialbetreuerinnen im Ausmaß von mindestens 32 Stunden 

innerhalb von zwei Jahren, 
c) für Diplom-Sozialbetreuer und Diplom-Sozialbetreuerinnen im Ausmaß von mindestens 32 Stunden 

innerhalb von zwei Jahren. 
(3) Als Fortbildungen gelten alle facheinschlägigen Veranstaltungen, Kurse und Seminare, 

a) deren Inhalt den im Abs. 1 festgelegten Fortbildungszielen entspricht und 
b) deren Besuch dazu beiträgt, dass Angehörige des betreffenden Sozialbetreuungsberufes die ihnen bei 

der Ausübung dieses Berufes obliegenden Aufgaben besser erfüllen können. 

 

§ 87 Gesundheits- und Krankenpflegegesetz – GuKG, BGBl I Nr. 108/1997, zuletzt geändert durch BGBl. 
I Nr. 48/2021: 

(2) Der Landeshauptmann hat Personen, denen von einem EWR-Vertragsstaat oder der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft ein Qualifikationsnachweis als 
1. Diplom-Sozialbetreuer mit dem Schwerpunkt Altenarbeit, mit dem Schwerpunkt Familienarbeit oder mit dem 
Schwerpunkt Behindertenarbeit oder 
2.  Fach-Sozialbetreuer mit dem Schwerpunkt Altenarbeit oder mit dem Schwerpunkt Behindertenarbeit 
ausgestellt wurde, auf Antrag den Qualifikationsnachweis in der Pflegeassistenz anzuerkennen. 
 
(3) Die Anerkennung gemäß Abs. 1 und 2 ist an die Bedingung der erfolgreichen Absolvierung wahlweise 
eines Anpassungslehrganges oder einer Eignungsprüfung zu knüpfen, wenn sich die absolvierte Ausbildung 
unter Berücksichtigung der im Rahmen der Berufserfahrung erworbenen Kenntnisse wesentlich von der 
österreichischen Ausbildung in der Pflegeassistenz unterscheidet. 
 
(4) Ein Anpassungslehrgang gemäß Abs. 3 ist die Ausübung der Pflegeassistenz in Österreich unter der 
Verantwortung eines qualifizierten Berufsangehörigen. Der Anpassungslehrgang hat mit einer 
Zusatzausbildung einherzugehen, sofern diese fachlich erforderlich ist. Der Anpassungslehrgang ist zu 
bewerten. 
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(5) Eine Eignungsprüfung gemäß Abs. 3 ist eine ausschließlich die beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten 
des Antragstellers betreffende Prüfung, mit der die Fähigkeiten des Antragstellers, in Österreich die 
Pflegeassistenz auszuüben, beurteilt wird. 
 
(6) § 28a Abs. 2, 5 und 6 ist anzuwenden. 
 
(7) In Fällen, in denen gemäß Abs. 3 die Anerkennung an die Bedingung der erfolgreichen Absolvierung einer 
Ausgleichsmaßnahme geknüpft ist, ist die Erfüllung der vorgeschriebenen Ausgleichsmaßnahme vom 
Landeshauptmann im Anerkennungsbescheid einzutragen. 
 
§ 89 GuKG: 
(1) Personen, die eine im Ausland staatlich anerkannte Ausbildung in der Pflegeassistenz absolviert haben und 
beabsichtigen, in Österreich eine Tätigkeit in der Pflegeassistenz auszuüben, sind berechtigt, die Anerkennung 
ihrer außerhalb Österreichs erworbenen Urkunden über eine mit Erfolg abgeschlossene Ausbildung in der 
Pflegeassistenz beim Landeshauptmann jenes Landes, in dessen Bereich 

1. der Hauptwohnsitz, 
2. dann der in Aussicht genommene Wohnsitz und 
3. dann der in Aussicht genommene Dienstort 

gelegen ist, zu beantragen. 
(3) Sofern die Gleichwertigkeit nicht zur Gänze vorliegt, ist die Nostrifikation an eine oder beide der folgenden 
Bedingungen zu knüpfen: 

1. erfolgreiche Ablegung einer oder mehrerer kommissioneller Ergänzungsprüfungen, 
2. erfolgreiche Absolvierung eines Praktikums oder mehrerer Praktika im Rahmen einer Schule für 

Gesundheits- und Krankenpflege bzw. eines Lehrgangs für die Pflegeassistenz. 
(5) Die Erfüllung der auferlegten Bedingungen ist vom Landeshauptmann im Nostrifikationsbescheid einzutragen.  

 

Hinweise zur Fortbildung: 
§ 4 Abs. 1 GuKG: 
Angehörige der Gesundheits- und Krankenpflegeberufe haben ihren Beruf ohne Unterschied der Person 
gewissenhaft auszuüben. Sie haben das Wohl und die Gesundheit der Patienten, Klienten und pflegebedürftigen 
Menschen unter Einhaltung der hiefür geltenden Vorschriften und nach Maßgabe der fachlichen und 
wissenschaftlichen Erkenntnisse und Erfahrungen zu wahren. Jede eigenmächtige Heilbehandlung ist zu 
unterlassen. 
 

§ 104c Abs. 1 GuKG:  
Angehörige der Pflegeassistenzberufe sind verpflichtet, zur 

1. Information über die neuesten Entwicklungen und Erkenntnisse der Gesundheits- und Krankenpflege 
sowie 

2. Vertiefung der in der Ausbildung erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten 
innerhalb von jeweils fünf Jahren Fortbildungen in der Dauer von mindestens 40 Stunden zu besuchen. 

 
Hinweise zur Berufsausübung: 
§ 90 GuKG: 
(1) Eine Berufsausübung in der Pflegeassistenz bzw. Pflegefachassistenz kann im Dienstverhältnis 

 1. zu einer Krankenanstalt, 

 2. zum Träger sonstiger unter ärztlicher oder pflegerischer Leitung oder Aufsicht stehender Einrichtungen, die 
der Vorbeugung, Feststellung oder Heilung von Krankheiten oder der Nachsorge, der Behindertenbetreuung, der 
Betreuung pflegebedürftiger Menschen oder der Gewinnung von Blut oder Blutbestandteilen dienen oder die andere 
Gesundheitsdienste und soziale Dienste anbieten, 
 3. zu freiberuflich tätigen Ärzten, 
 3a.  zu Gruppenpraxen gemäß § 52a ÄrzteG 1998, 
 3b. zu Primärversorgungseinheiten gemäß Primärversorgungsgesetz, BGBl. I Nr. 131/2017, 
 4. zu freiberuflich tätigen Angehörigen des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege, 
 5. zu Einrichtungen oder Gebietskörperschaften, die Hauskrankenpflege anbieten, und 
 6. zur Justizbetreuungsagentur gemäß Justizbetreuungsagenturgesetz, BGBl. I Nr. 101/2008 
erfolgen. 
 

Gesundheitsberuferegister: 
 
Grundsätzliches: 
Seit 01.07.2018 ist das Gesundheitsberuferegister-Gesetz – GBRG, BGBl. I Nr. 87/2016 in der Fassung 
BGBl. I Nr. 49/2021, in Kraft, durch das ein Gesundheitsberuferegister für Angehörige der Gesundheits- 
und Krankenpflegeberufe (gehobener Dienst für Gesundheits- und Krankenpflege, Pflegefachassistenz 
und Pflegeassistenz) und der gehobenen medizinisch-technischen Dienste geschaffen wurde. 



07/2021 

 

Registrierungsbehörden sind die Gesundheit Österreich GmbH (GÖG) bzw. die Bundesarbeitskammer 
(BAK).  
Berufsrechtlich ist die Eintragung in das Gesundheitsberuferegister ab 01.07.2018 Voraussetzung für 
die Berufsausübung. Sie haben sich im Sinne dieser Ausführungen in dieses Gesundheits-
beruferegister eintragen zu lassen. 

 
 
Zur Anerkennung/Nostrifikation in der Pflegeassistenz, als Fach- oder Diplom-Sozialbetreuer/in A, FA, 
BA): 
Sobald die im Anerkennungs- bzw. Nostrifikationsbescheid auferlegten Bedingungen 
(Ergänzungsprüfungen, Praktika) erfüllt sind, die Eintragung vom Landeshauptmann im Anerkennungs- 
bzw. Nostrifikationsbescheid erfolgt ist und Sie den Beruf in der Pflegeassistenz, als Fach- oder Diplom-
Sozialbetreuer/in (A, FA, BA) ausüben wollen, ist ein Antrag auf Registrierung zu stellen.   
 
Nähere Informationen zum Eintrag in das Gesundheitsberuferegister erhalten Sie auf den Websites 
gbr.arbeiterkammer.at und www.goeg.at oder www.tirol.arbeiterkammer.at/gbr oder direkt bei der 
Arbeiterkammer Tirol, Maximilianstraße 7, 6020 Innsbruck, Telefon: 0800/225522-1650, E-Mail: gbr@ak-
tirol.com. 
 


